Eine schöne 
Gemeinschaft! 


16 Staaten der EU haben 
den Euro als gemeinsame 
Währung eingeführt und sind 
damit auf Gedeih und Ver- 
derb aneinandergekettet. 


Von der ersten Hilfe in Höhe 
von 30 Milliarden Euro aber, 
die den Griechen für den 
Notfall zugesagt wurde, sol- 
len wir Deutschen 8,4 Milli- 
arden, also fast 30 Prozent 
bezahlen. 


Griechenland-Hilfe 
Bei einem Maximalbetrag von 30 Mrd. Euro würden 
die Kreditgeber folgende Summen bereitstellen. 


‚Angaben in Milliarden Euro 


Sonstige 3,2 
gemnkh, Portugal, Finnland, Irland, Slowakei, 
Sovenen, Luxemburg, "Zoe Malta) 


an] 


Noder- — 
2. 


Spanien 


zum 


Italien —— Frankreich 
5,5 6,3 


Süddeutsche, 13.4.2010 


Aber das ist noch längst nicht 
alles: 


Der Internationale Wäh- 
rungsfonds (IWF) will weitere 
15 Milliarden zur Verfügung 
stellen. Der IWF hat 185 Mit- 
gliedsländer, deren Beiträge 
sich nach ihrer wirtschaftli- 
chen Größe richten. Nach 
den USA und Japan sind wir 
mit 6 Prozent die drittgrößten 
Einzahler. 


Eurowahn macht 
Deutsche arm! 


Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen » UN 4/2010 


Griechenland ist praktisch pleite: 


Wir zahlen mal wieder 


-Danke 


Frau 


Bundeskanzler! 


Bundeskanzlerin Angela Merkel und Griechenlands Regierungschef 


Georgious Papandreou: 


Wieviel Geld bekommt Griechenland? 


Eigentlich müßten in Grie- 
chenland die Korken knallen: 


Die Mitglieder der Eurozone 
haben sich bereit erklärt, Grie- 
chenland mit ein paar Milliar- 
den auszuhelfen. 


Wie viele Milliarden genau? 
Weiß es keiner oder soll es 
keiner wissen? 


Die Bundesregierung will uns 
glauben machen, es wären 
»nur« 30 Milliarden Euro. 


Man sollte solche Meldungen 
immer hinterfragen: Es geht 
um 30 Milliarden Euro für 
2010! 


Laut der Nachrichtenagentur 
AFP braucht Griechenland 
aber in den nächsten drei Jah- 
ren bis zu 90 Milliarden Euro 
Hilfen! 


Und wer wird das dann wieder 
zahlen? 


a Offener Brief S. 3-4 


2a Die Schulden 


der Bundesrepublik S. 5-6 


Q Zur Reform des 
Gesundheitssystems S. 9-10 
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Das offene Wort 


Die Griechen, unsere 
teuersten Freunde 


Unter der Überschrift »Streng 
genommen seid Ihr pleite« 
schrieb »stern«-Autor Wal- 
ter Wüllenweber einen »Be- 
schwerdebrief nach Grie- 
chenland«, in dem er unter 
anderem ausführt: 


»Seit 1981, seit 29 Jahren, ge- 
hören wir zur selben Familie, 
zur EU. Kein anderes Fami- 
lienmitglied hat in dieser Zeit 
so viel Geld in die Gemein- 
schaftskasse gesteckt wie wir, 
nämlich netto rund 200 Milliar- 
den Euro. Und pro Nase hat 
kaum einer soviel bekommen 
wie Ihr, zusammen netto fast 
100 Milliarden. (...) 


Rein rechnerisch haben wir 
Deutschen mit den Jahren je- 
dem von Euch Griechen, vom 
Säugling bis zum Greis, über 
9.000 Euro geschenkt. Ein- 
fach so. War doch nett, oder? 


Freiwillig hat wohl noch nie 
ein Volk ein anderes über 
einen so langen Zeitraum 
so großzügig unterstützt. Ihr 
seid fürwahr unsere teuersten 
Freunde.« 


Nach einer Aufzählung der 
Mißstände und der Haushalts- 
fälschungen, mit denen sich 
die Griechen in den Euro ge- 
schwindelt haben, schreibt er: 


»So langsam wird uns Deut- 
schen klar: Zuerst mußten wir 
die Banken retten, jetzt müs- 
sen wir Euch Griechen retten 
und schließlich alle Länder 
mit einer Schweinewirtschaft 
— die „PIIGS“ Portugal, Ita- 
lien, Irland, Griechenland, 
Spanien. (...) Kluge deutsche 
Staatsrechtler haben schon 
vor der Einführung des Euro 
gewarnt: Die Wirtschaftsuni- 
on kann ohne die politische 
Union nicht funktionieren. Sie 
hatten recht.« 


Zitate: »stern«, 5.3.2010 
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Es ist wie immer und überall: 
Die Deutschen sollen zahlen! 


Die Zurückhaltung der Bundes- 
regierung in den vergangenen 
Wochen, mit deutschem Geld für 
die Mißwirtschaft der Griechen 
zu bürgen, löste in Griechenland 
eine »Welle der Empörung« ge- 
gen Deutsche und Boykottaufru- 
fe gegen deutsche Waren aus. 
»Die Wut ist groß«, meldete der 
deutsche Botschafter in Athen, 
Wolfgang Schultheiß. 


Der Bürgermeister von Athen, Ni- 
kitas Nakalamatis, verstieg sich 
angesichts der weltweit bekann- 
ten deutschen Bußfertigkeit und 
Wiedergutmachungsbereitschaft 
zu einer irren Forderung: 


»Ihr schuldet uns 70 
Milliarden Euro für die 
Ruinen, die ihr uns 
hinterlassen habt.« 


dpa, 25.2.2010 


Georgious Papandreou, grie- 
chischer Ministerpräsident und 
Präsident der Sozialistischen In- 
ternationale, hieb in die gleiche 
Kerbe, wenn auch gemäßigter. 
Laut Süddeutscher Zeitung vom 
27.2.2010 erklärte er, die Frage 
deutscher Reparationszahlun- 
gen aus dem Zweiten Weltkrieg 
sei offen, solle aber während der 
derzeitigen Krise nicht diskutiert 
werden. (Süddeutsche Zeitung, 
27.2.2010). 


Also wohl nachher, wenn wir 
gezahlt haben ... ! 


Der griechische Vizepremier 
Theodoros Pangalos bemühte 
eine der üblichen Geschichtslü- 
gen. Erbeschuldigte die deutsche 
Besatzung im Zweiten Weltkrieg: 


„Sie haben das griechische Gold 
aus der griechischen Zentralbank 
gestohlen und nie zurückgege- 
ben. Irgendwann muß dieses 
Thema behandelt werden«. 


Handelsblatt, 5.3.2010 


SPIEGEL DER ZEIT 


Die Wahrheit über das 
Gold der Griechen: 


Das Gold der griechischen No- 
tenbank, 18,86 Tonnen, wurde im 
Frühjahr 1941 beim Vormarsch 
der Deutschen zunächst auf die 
Insel Kreta in Sicherheit gebracht. 
Als deutsche Fallschirmjäger 
auch dort landeten, transportierte 
der britische Kreuzer »Dido« das 
Gold nach Alexandra in Ägypten. 
Von dort wurde es nach Pretoria 
und schließlich nach London ge- 
bracht. Nach Kriegsende wurde 
das Gold nach Athen zurückge- 
bracht und in den Tresoren der 
Bank von Griechenland eingela- 
gert. Inzwischen ist dieser Gold- 
schatz der Griechen sogar auf 
112,4 Tonnen angewachsen. 


Je weiter der Krieg zurück- 
liegt, desto dreister werden 
die Lügen - nicht nur in Grie- 
chenland! - um bis zum Sankt 
Nimmerleinstag deutsche Zah- 
lungen einzufordern. 


Jetzt zeigt sich hoffentlich 
auch dem gutgläubigsten EU- 
Befürworter der ganze Fluch 
der Kohl’schen Politik, daß wir 
uns durch die EU-Verträge und 
den Euro an fremde Volkswirt- 
schaften gekettet haben, die 
wir nicht beeinflussen können, 
für die wir aber zahlen müssen 
— was ja auch der Sinn der gan- 
zen Übung war: die Deutschen 
»einzubinden« und auszuneh- 
men. 


ZUM WEINEN 


»Die Währungsunion 
des Maastricht-Ver- 
trags ist gescheitert. 


Jetzt beginnt die So- 
zialisierung der Schä- 
den ...« 


Prof. Karl Albrecht Schachtschneider 
in »Junge Freiheit«, 19.2.2010 
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Griechenlandkrise: 
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Eurokritiker Hankel spricht Klartext 


Offener Brief an Bun- 
deskanzlerin Merkel 


Der Euro wurde den Deut- 
schen gegen ihren Willen auf- 
gezwungen. Warnende Stim- 
men über die zu erwartenden 
Folgeschäden gab es genug. 
Doch sie verhallten wie Rufe 
in der Wüste. Einer der pro- 
minentesten Rufer war und ist 
der Wirtschaftswissenschaft- 
ler Prof. Dr. Wilhelm Hankel. 
In einem offenen Brief wendet 
sich Hankel nun angesichts 
der Euro-Griechenlandkrise 
an die Bundeskanzlerin An- 
gela Merkel. Seine beeindruk- 
kend treffliche Wortwahl wird 
nachfolgend im vollen Wort- 
laut wiedergegeben (Hervorhe- 
bungen durch UN). 


„Sehr geehrte 
Frau Bundeskanzler, 


wem gehört eine Währung? 
Gewißlich nicht Ihnen oder Ih- 
rer Regierung; auch nicht jener 
Vorgänger-Regierung, die den 
Deutschen das bislang beste 
und stabilste Geld ihrer Ge- 
schichte wegnahm, ohne sie 
zu fragen: die Deutsche Mark 
(DM). Mit diesem Geld schaffte 
unser Volk nach der Stunde Null 
den Wiederaufstieg aus Ruinen, 
den Aufbau einer leistungsfä- 
higen Volkswirtschaft und die 
Rückkehr in den Kreis der welt- 
weit geachteten Nationen. Die 
ganze Welt hat uns dafür bewun- 
dert und tut es noch heute. 


Deswegen kam es einem Staats- 
streich gleich, als ihr Amtsvorgän- 
ger, der damalige Bundeskanzler 
Helmut Kohl, seinen Namen un- 
ter jenen Vertrag setzte, der die 
deutsche Währungssouveränität 
aufhob und unser Land einem 
Geldwesen überantwortete, das 
es seitdem mit damals 11, inzwi- 
schen 16 anderen europäischen 
Nationen teilt: dem Euro. Was er 


Prof. Dr. Wilhelm Hankel; geboren 1929 in Langfuhr bei Danzig. Im Laufe 
seiner Karriere Professuren an den Universitäten Harvard, Georgetown 
University Washington, TU Dresden und zuletzt FU Berlin. 1997 Einrei- 
chung einer Klage beim Bundesverfassungsgericht gegen den Vertrag 
von Amsterdam und die Einführung des Euro (gemeinsam mit den Pro- 
fessoren Wilhelm Nölling, Joachim Starbatty und Karl Albrecht Schacht- 
schneider). Aktuelle Veröffentlichung von Hankel: Die DVD »Es war ein- 
mal ... der EURO«; erschienen im März 2010. 


Deutschland damit angetan hat, 
hat niemand klarer und klassi- 
scher ausgedrückt als der bedeu- 
tende österreichisch-deutsche 
Ökonom Joseph A. Schumpeter 
lange vor Einführung der DM: „Im 
Geldwesen eines Volkes spie- 
gelt (sich) alles, was dieses Volk 
will, tut, erleidet, ist... Von (ihm) 
geht ein wesentlicher Einfluß auf 
sein Wirtschaftsleben und sein 
Schicksal überhaupt aus... (Er) 
ist ein Symptom aller seiner Zu- 
stände“. 


Mit der Wegnahme der DM hat 
der frühere Bundeskanzler 
Kohl den Deutschen ihre Iden- 
tität geraubt und ihre große 
geschichtliche Leistung an- 
nulliert. Er konnte das nur, weil 
das Recht des Volkes auf seine 
Währung nicht in unserer Verfas- 
sung steht und er den Übergang 
zur Euro-Währung mit Verspre- 
chungen rechtfertigte, bei denen 


von Beginn an feststand, daß 
weder er noch seine Nachfolger 
sie würden einlösen können: Der 
Euro würde die Einheit Europas 
befördern, ein Wirtschaftswunder 
auslösen, Europas Stellung in 
der Weltwirtschaft stärken — und 
dennoch so stabil sein und blei- 
ben wie die alte DM. 


Ich habe damals vor 10 Jahren 
mit drei meiner Freunde und 
Fachkollegen unermüdlich auf 
die Hohlheit und Unerfüllbarkeit 
all dieser Versprechen hingewie- 
sen. Wir sind vor das Bundes- 
verfassungsgericht gezogen und 
haben unser höchstes Gericht 
auf die mit dem Währungswech- 
sel verbundenen Risiken und die 
dahinter stehenden Täuschungs- 
absichten aufmerksam gemacht 
und das Gericht an sein früheres 
Urteil (von 1993) erinnert, daß, 
wenn sich der Euro als nicht 
so stabil wie die DM erweise, 


APPELL AN FRAU MERKEL 
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Deutschland die Währungsunion 
wieder verlassen könne, wenn 
nicht sogar müsse. Vergebens. 
Die obersten Richter verhielten 
sich wie Notare: Der Vertrag sei 
ordnungsmäßig geschlossen, also 
gelte er. Sie weigerten sich, den 
Inhalt zu überprüfen. 


Doch seit der Griechenlandkri- 
se liegt die Wahrheit auf dem 
Tisch. Unsere Warnungen vor 
der Aufgabe der Währungssou- 
veränität haben sich auf der gan- 
zen Linie bestätigt. Der Euro hat 
die Einheit Europas nicht voran- 
gebracht, sondern blockiert. Die 
Völker Europas waren niemals 
uneiniger als jetzt. Die einen ha- 
ben den Euro für ihre nationalen 
Zwecke mißbraucht, ihn inflatio- 
niert und sich über die Halskrause 
verschuldet; die anderen müssen 
dafür zahlen. 


Der Euro hat uns vor keiner Krise 
geschützt, im Gegenteil: er hat 
die internationale Spekulation ge- 
gen ihn angefacht und verstärkt. 
Er ist weder ein Integrationsmo- 
tor gewesen, noch hat er sich als 
Schutzschild bewährt. Eines ist 
aber auch klar geworden: Es 
wird diese Gemeinschaftswäh- 
rung nur solange geben, wie 
Deutschland für sie zahlt. 


Daher heute mein Appell an Sie: 


Hören Sie nicht auf die falschen 
Europäer, die nur an ihre Pöst- 
chen und Pfründen denken. Die 
EU ist kein Superstaat, sondern 
eine Union freier, demokratischer 
Nationen mit uralter und zu be- 
wahrender Kultur und Identität, 
kein Einheitsvolk oder Völker- 
mischmasch. Dieses Europa kann 
(und darf!) nicht von einem Brüs- 
seler „Politbüro*“ aus ohne demo- 
kratischen Rückhalt im Volke (und 
welchem Volke?) regiert werden. 


Geben Sie den Staaten Europas 
ihre Währungen wieder; denn 
ohne diese gibt es dort keine 
Wirtschaftswunder, wie einst in 
Deutschland — weder in Griechen- 
land noch den anderen Staaten in 
ähnlicher Lage. 


Und bedenken Sie: Nur wenn es 
den Staaten Europas wieder gut 


geht und sie ihre Krisen gemei- 
stert haben (so gut wie unsere 
Nachbarstaaten ohne Euro, siehe 
Schweiz, Schweden oder Norwe- 
gen) wird es auch mit der euro- 
päischen Integration wieder vor- 
angehen — was wir alle (auch die 
„Euroskeptiker“) wollen. 


Sie haben die historische Chance, 
die verheerenden und unverant- 
wortbaren Fehler Ihrer Amtsvor- 
gänger zu korrigieren, Europa und 
Deutschland wieder auf den richti- 
gen Weg zu bringen und als „An- 
gela die Große“ in die Geschichts- 
bücher der europäischen Nationen 
einzugehen. Nützen Sie sie! 


Dies wünscht Ihnen und allen 
Deutschen 


Ihr Wilhelm Hankel« 


Soweit Prof. Dr. Wilhelm Hankel. 
Daß »Angela die Große« auf ihn 
hören wird, darf bezweifelt wer- 
den. Wie wir in UN 3/2010 auf 
Seite 2 bereits darlegten, hält 
Frau Merkel es für richtig, gegen 
den Volkswillen zu handeln. Sie 
nennt es das »Primat der Politik« 
und steht nach wie vor voll und 
ganz hinter der Euroeinführung 
gegen den Mehrheitswillen. 


Hankels Brief jedoch zeigt, daß 
es das gesunde Denken des 
Volkes noch gibt. Geben Sie 
diese UN an Ihre Nachbarn, 
Freunde und Verwandte wei- 
ter! Dann kommt das gesunde 
Denken hoffentlich auch bald 
an der Wahlurne an und die 
Krise könnte zum Neuanfang 
für Deutschland und Europa 
werden. 


Unabhängige Nachrichten : Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Kommunen pleite 


Die deutschen Kommunen 
drohen nach eigenen Anga- 
ben an ihren Schulden zu 
ersticken. Mehr als die Hälfte 
der Städte und Gemeinden 
sei von Zahlungsunfähigkeit 
bedroht, warnt der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund. 


»Bundesweit sind mehr als 
die Hälfte aller Kommunen 
nicht mehr in der Lage, ihre 
laufenden Ausgaben zu dek- 
ken«, so Hauptgeschäftsfüh- 
rer Gerd Landsberg. 


Die Städte und Gemeinden 
haben im letzten Jahr vier 
Milliarden Euro mehr ausge- 
geben als eingenommen. 


Ein altes Sprichwort sagt, 
Not macht erfinderisch. Im 
Bereich »Abgaben erfinden« 
sind die Kommunen nicht 
weniger kreativ als die Bun- 
desregierungen: 


- Köln führte eine 5-prozen- 
tige Bettensteuer auf Hotel- 
übernachtungen ein, 


- Dortmund will eine Maut 
für den Straßenstrich verlan- 
gen, 

- in Bayern sollen Spielhal- 
len eine kommunale Abgabe 
zahlen. 


In einem sind sich fast alle 
einig: Die Grundsteuer sei im 
internationalen Vergleich viel 
zu gering und soll deshalb 
künftig erhöht werden. 


Wenn es nicht so traurig 
wäre, müßte man lachen! 


Wie wäre es z. B. mit der 
Einführung einer »Gardinen- 
Steuer« oder einer »Geh- 
wegbenutzungsgebühr«? 


Und neben Hunden werden 
auch Katzen, Pferde, Ziegen, 
Schaafe, Vögel, Reptilien, 
Fische gehalten, auf die man 
eine Steuer einführen kann. 


Oder wie wäre es mal mit 
SPAREN? 


APPELL AN FRAU MERKEL 
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Die offiziellen Bundesschulden 


FR Bundesrepublik Deutschland 
hr Finanzagentur GmbH 


Übersicht über den Stand der Schuld der Bundesrepublik Deutschland 


Die Gesamtverschuldung des Bundes zum 31.12.2009 beträgt 
1.016.334.464.062,13 EUR 
davon: 
Bundeshaushalt: 


Finanzmarktstabilisierungsfonds: 
Investitions- und Tilgungsfonds: 


Diese Beträge setzen sich wie folgt zusammen: 


973.694.171.122,68 EUR 
35.973.200.447,73 EUR 
6.667.092.491,72 EUR 


Stand am Stand am 
in EUR 30.09.2009 31.12.2009 
I. Sonstige Schulden 
1. Zinsfreie Schuldverschreibung 
nach Militärregierungsgesetz 
Nr. 67 279.762.802,08 279.762.802,08 
2. Auslandsschulden nach 
Londoner Schuldenabkommen 
- umgerechnet in EUR 69.339.731,22 68.755.428,16 ” 
Summe 349.102.533,30 348.518.230,24 


So so, die Bundesrepublik (also wir alle!) zahlt noch immer 
Reparationszahlungen aus dem Ersten Weltkrieg gemäß dem 
Londoner Schuldenabkommen von 1953, ebenso werden 
Schuldverschreibungen erfaßt aufgrund eines Besatzungsge- 
setzes von 1949, obwohl die Bundesrepublik doch seit 1955 
ein souveräner Staat sein soll! 


Die 4-seitige Schuldenauflistung der 
»Finanzagentur GmbH« und den 
Wortlaut des Militärregierungsgeset- 
zes Nr. 67 können interessierte Leser 
als Archivunterlage (UN-Archiv 4105) 
anfordern beim: UN-Archiv, Postfach 
400215, 44736 Bochum. 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Die wahren Schulden: 


Über 7 Billionen Euro! 


In der ARD-Sendung »Anne Will« 
am 7.3.2010 erinnerte Prof. Ar- 
nulf Baring an die Rechnung, die 
Bundespräsident Köhler vor Jah- 
ren beim »Arbeitgeberforum Wirt- 
schaft und Gesellschaft« aufge- 
macht hatte. Köhler am 15.3.2005 
dort wörtlich: 


»Der aktuelle Schulden- 
stand (1,4 Billionen Euro) 
und die Anwartschaften in 
den Sozialversicherungen 
(5,7 Billionen) belaufen 
sich auf insgesamt 7,1 
Billionen Euro. Das ent- 
spricht 330 Prozent des 
Bruttosozialprodukts«. 


Baring sagte dazu, daß Köhlers 
Zahlen »bedauerlicherweise nicht 
in den Zeitungen veröffentlicht« 
wurden. 


Wir holen das hiermit nach, in- 
dem wir den Anfang seiner Rede 
abdrucken, in der er diese Zahlen 
nennt: 


Köhler: »Eine 
gewaltige Aufgabe!« 


»Deutschland ist sich selber un- 
treu geworden. Wir vernachläs- 
sigen schon lange das Erfolgs- 
rezept, das der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Krieg Zu- 
versicht und Wohlstand, Stabilität 
und Ansehen gebracht hat. 


Es gab Zeiten, da sprach noch 
niemand von Globalisierung, aber 
der VW Käfer lief in aller Welt — 
und lief und lief und lief. 


Damals galt in der Bundesrepu- 
blik eine Ordnung, die Leistung 
ermutigte und sozialen Fortschritt 
brachte. 


Diese Ordnung ist im Nieder- 
gang, weil immer neue Eingriffe 
sie schleichend zersetzt haben, 
selbst wenn sie gut gemeint wa- 
ren. Seit Jahrzehnten fallen Bun- 
des- und Landesregierungen und 
nicht zuletzt Brüssel immer neue 


Auflagen und Regulierungen für 
die Wirtschaft ein. Wirtschafts- 
und Sozialverbände haben das 
ihre dazu getan, die Tarifpartner 
schlossen Verträge zu Lasten 
von Dritten, und die Bürger ließen 
sich gern immer neue Wohltaten 
versprechen und Geschenke ma- 
chen. 


Deshalb ist die Arbeitslosigkeit 
über Jahrzehnte immer weiter ge- 
stiegen. Deshalb machen hohe 
Abgaben Arbeit teuer und können 
doch nicht verhindern, daß unse- 
ren Sozialsystemen der Kollaps 
droht. 


Deshalb ist die Massenarbeitslo- 
sigkeit auch kein konjunkturelles, 
sondern vorwiegend ein struktu- 
relles Problem. Das alles spiegelt 
sich auch im Stand der Schulden 
und künftigen Lasten wider. 


Der aktuelle Schuldenstand (1,4 
Billionen Euro) und die Anwart- 
schaften in den Sozialversiche- 
rungen (5,7 Billionen) belaufen 
sich auf insgesamt 7,1 Billionen 
Euro. Das entspricht 330 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts. 


Machen wir uns wirklich klar, wel- 
che Erblast das für unsere Kinder 
und Enkel bedeutet? 


(...) Zugleich werden wir unerbitt- 
lich mit den Folgen des Gebur- 
tenrückgangs konfrontiert. Beides 
zusammen stellt unsere ganze 
Wirtschafts- und Sozialordnung 
auf den Prüfstand — ob wir wollen 
oder nicht. Wir haben eine gewal- 
tige Aufgabe für gestaltende Poli- 
tik vor uns.« 


Fünf Jahre sind seither vergan- 
gen, in denen von »gestaltender 
Politik«, diesen Schuldenstand 
abzubauen, nichts zu sehen 
war — im Gegenteil, er ist von 
Jahr zu Jahr größer geworden. 
Griechenland ist pleite - wann 
folgen wir? 

Den vollen Wortlaut dieser Rede des 
Bundespräsidenten (8 Seiten) kön- 
nen Sie bei uns anfordern: UN-Archiv 
4106 
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Wir zahlen, zahlen 
und zahlen ... ! 


Bis zum 2.10.2010 zahlen 
wir allein für den Ersten 
Weltkrieg. 


Bis zu diesem Tag müssen 
die Auslandsschulden nach 
Maßgabe des Londoner 
Schuldenabkommens an 
die damaligen Siegermäch- 
te beglichen werden. Nach 
offizieller Angabe (vgl. Seite 
5) sind das zwar keine Mil- 
liarden, die heute üblicher- 
weise ja nur noch zählen, 
aber immerhin noch 68,755 
Millionen Euro. 


Auf Konferenzen in Lon- 
don und Paris wurden nach 
Ende des Ersten Weltkrie- 
ges die milliardenschweren 
Reparationszahlungen des 
Deutschen Reiches an die 
Siegermächte festgelegt. 
Wegen dessen Zahlungsun- 


fähigkeitwurdebeschlossen, 
Deutschland die Zahlungen 
mittels der nach ihren Erfin- 
dern genannten Charles G. 
Dawes und Owen D. Young 
benannten Anleihen zu er- 
leichtern. 


Nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges mußte die 
Bundesrepublik die Rück- 
zahlungsverpflichtungen 
des Deutschen Reiches 
übernehmen und zahlte 
bis 1980 rund 1,5 Milliar- 
den DM zurück. Offen blie- 
ben aber Zinspflichten, die 
bei der Wiedervereinigung 
am 3.10.1990 fällig gestellt 
wurden. Die Bundesregie- 
rung wandelte diese histo- 
rischen Anleihen in neue, 
20 Jahre laufende Schuld- 
verschreibungen um und 
erfüllt seitdem pünktlich ihre 
Zahlungspflichten bis zum 
letzten Fälligkeitstag der Pa- 
piere, dem 2.10.2010. 


DIE VERSCHWIEGENE SCHULDENLAST 
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Die inszenierte Krise: 


„„.und kein Ende in Sicht 


Die derzeitige Krise ist planmäßig herbeigeführt worden und be- 
trifft nicht nur Griechenland. Sie gefährdet das Euro-Projekt und 
sogar den Bestand der EU. Die D-Mark könnte dadurch zurück- 
kommen. Dies meint Wirtschaftexperte Dr. Bruno Bandulet. Indes 
geht die Europäische Zentralbank davon aus, daß Europa noch 
mindestens 20 Jahre für die Folgen der Finanzkrise zu zahlen 


hat. 


»Der Euro in seiner jetzigen Zu- 
sammensetzung wird auf Dauer 
nicht zu halten sein«, sagte Ban- 
dulet dem Monatsmagazin »Zu- 
erstI!« am 2.3.2010. Dabei sähe 
Bandulet im bloßen Ausscheiden 
Griechenlands aus der Eurozo- 
ne kein Problem, weil das Land 
zu dessen Wert nichts beiträgt. 
Es wäre sogar ein Gewinn für 
den Euro, wenn Griechenland, 
Italien und Portugal das Euro- 
Projekt verlassen würden. Erst 
wenn Deutschland für die Grie- 
chenlandkrise zusätzliche Schul- 
den machen würde, wäre dies 
schlecht für den Euro. 


Staatsbankrott möglich 


Bandulet hält einen völligen 
Staatsbankrott Griechenlands 
für möglich. Der Zusammen- 
bruch des griechischen Banken- 
und Wirtschaftssystems könnte 
Aufstände zur Folge haben und 
sogar in eine Diktatur führen. 


Das Land habe ein Auslandsdefi- 
zit und ein Haushaltsdefizit im In- 
land. Dieses Doppeldefizit stelle 
einen »absoluten Katastrophen- 
fall«e dar. Da Griechenland sei- 
ne Schulden nicht aus eigener 
Kraft finanzieren könne, sei es 
»auf Gedeih und Verderb dem 
internationalen Finanzmarkt aus- 
geliefert — und damit auch den 
Attacken ausländischer Hedge- 
fonds«, so Bandulet. 


Die Stunde der 
Hedgefonds 


Den Hedgefonds mißt Bandu- 
let bei der Griechenlandplei- 
te eine große Rolle bei: »Man 
muß aber hierbei auch sagen, 
daß die Attacken, die derzeit 


auf den Euro und auf griechi- 
sche Staatsanleihen stattfin- 
den, durchaus orchestriert 
sind. [...] So etwas geschieht 
ja nicht einfach so. Es sind in 
der Regel irgendwelche Syndi- 
kate oder Hedgefonds, die ge- 
meinsam auf Raubzug gehen.« 
Bandulet führte weiter aus, »daß 
es sich bei den gegenwärtigen 
Attacken auf Griechenland 
und auf die Eurozone um eine 
angelsächsische Aktion han- 
delt.« Auch Island sei durch ge- 
zielte Hedgefonds-Attacken an 
den Rand des Ruins getrieben 
worden. Künftige Angriffe auf 


„Du freust dich ja gar nicht" 
Titelbild der UN 1/1996 


»Für ihn waren, wie er oft betonte, 
die europäische Einigung und die in 
damit verbundene Einführung des 
europäischen Zahlungsmittels eine 
Frage von Krieg und Frieden.« 


Angela Merkel zum 80. Geburtstag von Helmut 
Kohl (»Die politische Meinung, Heft 4/2010) 
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Dr. Bruno Bandulet 


Spanien, Italien oder Portugal 
seien möglich. 


Für einen Ausweg aus der Kri- 
se sieht Bandulet schwarz. Eine 
Regierung, die in Griechenland 
die nötigen Maßnahmen in Form 
einer etwaigen Währungsreform 
und eines Austritts aus der Euro- 
zone durchsetzen würde, würde 
sozusagen die Sparer enteignen. 
Sie »wäre jedenfalls schnell weg 
vom Fenster«, so Bandulet. 


Kommt die D- 
Mark wieder? 


Sollte sich die 
Griechenlandkri- 
se ausweiten und 
die Eurozone ganz 
zerschlagen, hält 
Dr. Bruno Bandulet 
eine Rückkehr der 
D-Mark für möglich. 
»Die D-Mark ist ja 
bis zum heutigen Tag 
nicht völlig ungül- 
tig. [...] Sie können 
heute noch sogar in 
Geschäften mit der 
D-Mark bezahlen« 
sagt der Experte und 
nennt das Kaufhaus 
C&A als Beispiel. 
»Zudem haben wir 
Deutschland 
nach wie vor die 
Bundesbank mit 
ihrer Infrastruk- 
tur. Daher wäre die 
Rückkehr zur D- 
Mark möglich.« 


KOMMT DIE D-MARK ZURÜCK? 
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Wahrscheinlicher sei es jedoch, 
daß die Eurozone sich gesund- 
schrumpfen würde. Der Prozeß 
dahin sei langwierig. 


Noch 20 Jahre 
Schuldentilgung 


Während die Griechenland-Kri- 
se die Euroskeptiker hoffen und 
brüsselhörige Politiker zittern 
läßt, macht die Europäische 
Zentralbank (EZB) noch auf ein 
anderes Problem aufmerksam. 
Nicht nur Griechenland sei hoch 
verschuldet. Auch andere Staa- 
ten hätten im Zuge der Finanzkri- 
se massive Schulden angehäuft. 
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Unter günstigen Umständen 
werde es 20 Jahre dauern, bis 
die durchschnittliche Verschul- 
dung aller Euroländer wieder 
auf das Niveau falle, das der 
Stabilitätspakt ursprünglich 
vorgesehen habe. Schulden- 
freiheit bedeute dies aber noch 
lange nicht! 


Durch Hunderte Milliarden Euro 
für Bankenrettungspakete, Kon- 
junkturprogramme und durch 
wegbrechende Steuereinnahmen 
hatten sämtliche EU-Staaten ihre 
Schulden im Zuge der Finanzkri- 
se drastisch erhöhen müssen. 
Das Statistische Bundesamt 


meldete allein für Deutschland im 
Jahr 2009 die Rekordverschul- 
dung von 1,692 Billionen Euro. 


Die Agentur »Standard & Poor's« 
geht davon aus, daß 2010 viele 
europäische Staaten die Rekord- 
summe von insgesamt 1,45 Bil- 
lionen Euro an weiteren Krediten 
aufnehmen müssen. Der enorme 
Kapitalbedarf werde die Zinsen 
für Kredite steigen lassen. 


UN meint dazu: Ein System, in- 
dem die Völker und Staaten blu- 
ten, während Banken und Hedge- 
fonds kassieren, ist pervers. Es 
ist Zeit für einen Wechsel! 


Deutsche zahlen für fremde Pileiten 


Dank günstiger Konjunktur und 
guter Exportmöglichkeiten der 
deutschen Wirtschaft war im 
Sommer 2008 ein Zustand ent- 
standen, in dem man hoffen 
konnte, die seit Jahren hohen 
und unverantwortlichen Neuver- 
schuldungen in den Haushalten 
des Bundes und der Länder her- 
absetzen zu können. Man dach- 
te auch bereits an eine möglich 
werdende Tilgung des bereits 
ungeheuerlich hoch gewordenen 
Schuldenberges, der kommende 
Generationen belastet. 


Aus dem wird nun nichts mehr 
— wenigstens nicht auf absehba- 
re Zeit. Im Gegenteil: Durch die 
in den letzten beiden Jahren in 
Berlin unter dem Druck der durch 
die Weltfinanzkrise eingeleiteten 
Wirtschaftskrise verabschiede- 
ten Konjunkturpakete von über 
100 Milliarden Euro wurden -zig 
Milliarden neuer Schulden für 
den Bund aufgenommen. 


Ex-Bundesfinanzminister Stein- 
brück, der noch kurz zuvor stolz 
eine Abkehr vom Schuldenma- 
chen früherer Bundesregierun- 
gen verkündete, mußte darauf- 
hin seinen Kurs umkehren und 
zulassen, daß sich die Bundes- 
republik erneut in eine große 
Neuverschuldung stürzt. Angela 
Merkel wurde zur Schuldenkanz- 
lerin. 


Dabei sind die Fachleute skep- 
tisch, ob diese milliardenschwe- 
re Konjunkturspritze überhaupt 
den gewünschten Erfolg einer 
erneuten Ankurbelung der Wirt- 
schaft und des Konsums haben 
wird. Wenn selbst die Deutsche 
Bank - wenn auch nur indirekt 
— hohe Staatshilfen zur Deckung 
ihrer Verluste braucht, können 
kleinere Einrichtungen nicht 
zögern, ihre durch zumindest 
fahrlässig-leichtsinnige Kredit- 
politik verursachten Schulden 
dem Staat aufzulasten. Schließ- 
lich kommt alles wieder auf den 
Steuerzahler, das heißt auf den 
kleinen Mann, zu. 


Die weitaus größten Verluste 
für deutsche Einrichtungen ent- 
standen jedoch durch die Ver- 
luste bei Anlagen im Ausland, 
besonders bei amerikanischen 
Bankhäusern und bei vor allem 
von den USA lange geförderten, 
dann geplatzten Spekulations- 
geschäften. Langsam kamen die 
kriminellen Maßnahmen lang- 
sam zum Vorschein, die zum Zu- 
sammenbruch der weltweit ope- 
rierenden US-Investmenthäuser 
geführt haben. Gezielt und be- 
wußt wurde hier in Kenntnis der 
Folgen mit betrügerischen Me- 
thoden gearbeitet. 


Die von der »freien Kapitalwirt- 
schaft« durchgesetzte Auflösung 


MODERNER RAUB 


von Kontrollen wirkte sich zum 
Schaden der Anleger aus. Die 
enge weltweite Verflechtung und 
die von den liberalen Kreisen der 
USA betriebene Abschaffung der 
getrennten Volkswirtschaften be- 
wiesen ihre Nachteile. 


Doch statt diese grundsätzlichen 
Fehler im liberalen System zu 
erkennen und zu vermeiden, 
wird nur an den Symptomen 
kuriert. Bestimmte Kreise der 
Ostküste hatten diesen vorläufi- 
gen Zusammenbruch des Welt- 
finanz- und -wirtschaftssystems 
herbeigeführt und verdienten 
dabei sicher unmäßig. Paralle- 
len zu vergleichbaren Manipula- 
tionen der Rothschilds 1815, in 
der Vorgeschichte und bei der 
Gründung der privaten Federal 
Reserve Bank (FED) in Was- 
hington oder beim Schwarzen 
Freitag 1929 wurden sichtbar. 


Früher wurden Kriege geführt, 
heute wird der Wohlstand ganzer 
Länder durch derartige eingelei- 
tete drastische Kursverluste und 
Pleiten abgeschöpft — zugunsten 
bestimmender Finanzkreise, die 
vor allem an der Wall Street be- 
heimatet sind. Das ist eine neue 
Masche milliardenschwerer Aus- 
plünderung unseres Landes. Da- 
bei wird über die Grenzen hin- 
weg umverteilt: moderner Raub. 

Quelle: Euro-Kurier 
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Gesundheitssystem: 
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Von Reform kann keine Rede sein 


Kostenexplosion 


Wie das Statistische Bundesamt 
am 6.4.2010 mitteilte, haben die 
Deutschen im Jahr 2008 263,2 
Milliarden Euro für die Gesund- 
heit hingeblättert, 9,9 Milliarden 
Euro mehr als ein Jahr zuvor. 
Damit entsprachen die Gesund- 
heitsausgaben 10,5 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes, für 2009 
wird dieser Anteil auf 11 Prozent 
geschätzt. 


151,5 Milliarden Euro entfielen 
dabei auf die Gesetzliche Kran- 
kenversicherung (GKV). 


Zusatzbeiträge 


Am 1.1.2009 wurde der »Ge- 
sundheitsfonds« eingeführt. Die 
Krankenkassen ziehen seitdem 
die nun einheitlichen Beitragssät- 
ze zunächst ein und übertragen 
diese an den Gesundheitsfonds, 
der vom Bundesversicherungs- 
amt verwaltet wird. Dieser verteilt 
die Beiträge dann wieder an die 
Krankenkassen. 


Bereits bei Einführung des »Ge- 
sundheitsfonds« stand fest, daß 
die gesetzlichen Krankenkassen 
mit den zugeteilten Geldern nicht 
auskommen werden, weshalb 
ein Schlupfloch eingebaut wur- 
de: Zusatzbeiträge. 


Pauschal 8 Euro pro Monat für 
jedes Mitglied einer gesetzli- 
chen Krankenkasse. 


Kopfpauschale 


Die derzeitige Bundesregierung 
unter Federführung von Ge- 
sundheitsminister Philipp Rösler 
(FDP) plant nun die gänzliche 
Abschaffung des vor über 100 
Jahren eingeführten Solidarge- 


dankens. Nachdem sich bereits 
alle »Besserverdienenden« mit 
einem Einkommen über 3.750 
Euro monatlich einfach aus der 
Pflichtversicherten-Gemein- 
schaft verabschieden können, 
sollen künftig für alle Versicher- 
ten Einheitsbeiträge eingeführt 
werden. Alle Versicherten sollen 
den gleichen Beitrag zahlen, von 
der Putzfrau bis zum Chef. 


Milliarden-Überschuß 


»Die gesetzlichen Krankenkas- 
sen haben nach den jetzt vorlie- 
genden vorläufigen Finanzergeb- 
nissen des Jahres 2009 einen 
Überschuß von rd. 1,1 Mrd. Euro 
zu verzeichnen. Den Einnahmen 
in Höhe von 171,9 Mrd. Euro 
standen Ausgaben in Höhe von 
170,8 Mrd. Euro gegenüber.« 
Pressemitteilung des Bundesgesund- 
heitsministeriums vom 10.3.2010 
Um die Zusatzbeiträge dennoch 
begründen zu können, wird aller- 
dings gleich nachgeschoben, daß 
für 2010 mit einem Minus von 7,9 
Milliarden Euro gerechnet wird. 


Wo bleibt unser Geld? 


Als größte Verdiener am Gesund- 
heitssystem kann man die Phar- 
ma-Konzerne nennen. 


Im Jahre 2008 wurden 43,2 Mil- 
liarden Euro für Arzneimittel 
ausgegeben, d. h. für Pillen und 
Tinkturen, die in der Herstellung 
nicht viel mehr kosten als die 
sie umgebende Pappschach- 
tel, während sich die Konzerne 
dumm und dämlich verdienen 
und die Gewinne zunehmend im 
Ausland versteuert werden (vgl. 
UN 3/2010, S. 12). 


Der Zusatzbeitrag muss vom Mitglied selbst bezahlt werden, so hat es der Gesetzgeber 
bestimmt. Ihre erste Zahlung ist bis zum 15.04.2010 fällig. Nutzen Sie bitte das Einzugs- 
verfahren, die sichere und komfortable Lösung, und erhalten Sie dabei zwei Prozent 
Rabatt pro Jahr. Wenn Sie uns zum Einzug der Jahresprämie im Voraus ermächtigen, 
sparen Sie sogar acht Prozent! Ein entsprechendes Formular liegt diesem Schreiben bei — 
bitte einfach ausfüllen und abschicken. Das Porto übernehmen selbstverständlich wir. 


Immer mehr gesetzliche Krankenkassen erheben Zusatzbeiträge, hier ein 
Auszug aus einem Schreiben der KKH-Allianz 


WO BLEIBT UNSER GELD? 


»Zusatzbeiträge« 
für Kassenchefs 


Viele Chefs der gesetzlichen 
Krankenkassen können sich 
über »Zusatzbeiträge« bei ih- 
ren Gehältern und Pensionen 
freuen. Trotz Finanznot kletter- 
ten im vergangenen Jahr die 
Bezüge etlicher Vorstände. 


Am meisten verdiente der Chef 
der Techniker Krankenkasse, 
Norbert Klusen. Sein Grundge- 
halt stieg von rd. 246.000 auf 
rd. 271.000 Euro - plus 25.000 
Euro! Bei der Barmer und der 
DAK bekamen die Vorstände 
je rd. 4.000 Euro mehr. DAK- 
Chef Herbert Rebscher ver- 
diente rd. 235.000 Euro, Bar- 
mer-Chefin Birgit Fischer rd. 
203.000 Euro. 


Die höchsten Prämien kas- 
sierten die Vorstände bei den 
AOKen. Der Chef der AOK 
Bayern, Helmut Platzer, be- 
kam zusätzlich zum Gehalt 
von 176.000 Euro noch 50.820 
Euro Bonus. Der Chef der 
AOK Plus (Sachsen/Thürin- 
gen), Rolf Steinbronn, bekam 
zum Gehalt von 179.500 Euro 
47.880 Euro Prämie. Der BKK- 
Landesverband NRW zahlte 
Vorstand Jörg Hoffmann zum 
Gehalt von 175.000 Euro noch 
45.000 Euro Bonus. 


Die Barmer garantiert allen drei 
Vorständen eine Staatssekre- 
tärs-Pension — derzeit 8.200 
Euro im Monat (unter Anrech- 
nung anderer Versorgungen). 
Die AOK Bayern zahlt ihrem 
Chef im Alter 60 % des Grund- 
gehaltes: macht 105.600 Euro 
im Jahr! 

Bild, 9.3.2010 


Mit einem Taschenrechner läßt 
sich sehr schön der Mehrwert- 
steueranteil berechnen. Allein bei 
den Arzneimitteln konnte sich der 
Staat 2008 an Steuereinnahmen 
von rund 6,9 Milliarden Euro er- 
freuen. 
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Davon kann man natürlich den 
Krankenkassen gönnerhaft einen 
jährlichen Zuschuß (2010: 3,9 
Mrd. Euro) gewähren. 


Zeit für wirkliche 
Re-formen! 


Re-form heißt auf deutsch 
»zurückformen«, also Auswu- 
cherungen, Übertreibungen, 
Falschentscheidungen und Fehl- 
entwicklungen zurückzuführen 
auf das Ursprüngliche, das Ge- 
sunde, das früher Bewährte, Wie- 
derherstellen dessen, was einmal 
gut war und aus welchen Grün- 
den auch immer zum Schlechten 
verändert wurde. 


Was allerdings die im Bundes- 
tag vertretenen Parteien und 
ihre »Experten« betreiben, sind 
keine »Re-formen«, sondern 
eine Deformierung des sozialen 
Rechtsstaates, eine Abschaffung 
von gesetzlicher und sozialer Si- 
cherheit, auf die man sich bisher 
verlassen konnte. 


Wozu brauchen wir 169 Kran- 
kenkassen mit 169 »besserver- 
dienenden« Vorständen und 
Glaspalästen, die jährlich 13,5 
Milliarden Euro (Stand: 2008) 
verschlingen und sich mit teuren 
Werbekampagnen gegenseitig 
die Mitglieder abwerben? 


Warum gibt es noch immer kei- 
ne Krankenversicherungskarten 
mit Foto? Diese Forderung erhob 
Wolfgang Hoppenthaller, ehem. 
Vize-Chef der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bayern bereits 
2003, nachdem bekannt wurde, 
daß den Krankenkassen jährlich 
ein Schaden von rund einer Mil- 
liarde Euro durch ausländische 
»Gesundheitstouristen« ent- 
steht. Statt die Karten mit einem 
Foto und evtl. einer Pin-Nummer 
auszustatten, schoß man übers 
Ziel hinaus und wollte die Kran- 
kenversicherungskarte zu einer 
»Gesundheitskarte« mit allen 
möglichen persönlichen und me- 
dizinischen Daten des Versicher- 
ten umbauen. Nun wundert man 
sich über datenschutzrechtliche 
Bedenken. 


Unabhängige Nachrichten : Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


DEUTSCHE VERBINDUNGSSTELLE Postfach 20 0344 
KRANKENVERSICHERUNG - AUSLAND 
Kortrijker Straße 1 
D 53177 Bonn 
Telefon (0228) 95 30-0 
Durchwahl 95 30-606 
Telefax (0228) 95 30 600 
Telex 885516 aokbv d 


Ihre Nachricht vom Ihre Zeichen Unsere Zeichen Datum 
IX 1 (1) 19.12.1997 
191.51(616) 


Deutsch-türkisches Abkommen über Soziale Sicherheit; 
hier: Personenkreis der nach türkischem Recht anspruchsberechtigten 
Familienangehörigen 


Sehr geehrter Herr. 


Ihre Fragen beantworte ich gerne. 


Das o.g. Abkommen sieht u.a. vor, daß in den Fällen, in denen Familienangehörige 
eines in der Bundesrepublik Deutschland versicherten Arbeitnehmers in der Türkei 
wohnen, für die Bestimmung des Personenkreises der anspruchsberechtigten 
Familienangehörigen türkisches Recht gilt. Dieser Grundsatz ist keine Besonderheit des 
deutsch-türkischen Abkommens über Soziale Sicherheit. Er gilt vielmehr z.B. auch 
innerhalb der EG in gleichgelagerten Fällen für die Staatsangehörigen von 
Mitgliedstaaten der EG. So bestimmt sich z.B. bei einem in Deutschland versicherten 
Franzosen für dessen in Frankreich wohnenden Familienangehörigen die 
Anspruchsberechtigung nach französischem Recht. 


Zu den nach türkischem Recht anspruchsberechtigten Familienangehörigen gehören 
nach unseren Unterlagen der Ehegatte, die Kinder und die Eltern des 
unterhaltsverpflichteten Versicherten, wobei z.T. noch zusätzliche Bedingungen erfüllt 


sein müssen, 


Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 


Vumo > fagta 


Yı 
Dr. Neumann-Duesberg x tr 


Ein Dokument, daß Aufsehen erregte: In der Türkei lebende Eltern von hier 
versicherten Türken sind in der deutschen Krankenversicherung mitversichert 


Wird es nicht auch langsam Zeit, 
die »Abkommen zur sozialen 
Sicherheit« mit der Türkei und 
einigen Balkanländern zu über- 
prüfen, die selbst der in Izmir 
wohnenden Oma eines hier in 
der Bundesrepublik lebenden tür- 
kischen arbeitslosen Sozialhilfe- 
empfängers dort in der Türkei die 
ärztliche Versorgung auf Kosten 
der deutschen Pflichtversicher- 
ten garantiert? 


Und wird es nicht langsam Zeit, 
endlich das geltende Ausländer- 
gesetz anzuwenden? Dort steht 
schwarz auf weiß geschrieben, 
daß Ausländer, die nicht für ihren 
eigenen Lebensunterhalt sorgen 
können, ausgewiesen werden 
können. 


Unser Gesundheitssystem ver- 
kommt immer mehr zu einer 
Zwei-Klassen-Medizin, mit ge- 


nügend Geld kann man sich alle 
nötigen und auch unnötigen Be- 
handlungen erkaufen. Wie in der 
Gesellschaft klafft auch hier die 
Schere zwischen arm und reich 
immer weiter auseinander. 


Die wenigen politischen Ent- 
scheidungsträger lassen sich von 
einer Lobby führen, die zum Teil 
die Gesetze selbst schreibt. (vgl. 
UN 2/2010, S. 5) 


Soziale Wärme, Solidarität und 
soziale Gerechtigkeit werden von 
den selbsternannten Eliten als 
Hemmnis auf dem Weg zu einer 
globalisierten Welt angesehen 
und sollen deshalb zerstört wer- 
den. 


Wird dieser Entwicklung von 
Volksvertretern, die auch wirklich 
das Volk vertreten, nicht Einhalt 
geboten, wird vom Sozialstaat 
nicht viel übrig bleiben. 


KOPIEREN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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Zum 8. Mai: Ein Volk ohne Tränen 


Ein Indianer kennt keinen 
Schmerz. Ein Indianer schluckt 
seine Tränen herunter. Dieses Ge- 
bot gilt seit 1945 bekanntlich auch 
für deutsche Eingeborene: Wie 
immer man mit ihnen umgeht, sie 
haben es zu schlucken. 


Für die politische Schickeria sind 
die Feuerstürme über deutschen 
Städten, der millionenfache Tod 
Vertriebener und Gefangener und 
die bedingungslose Kapitulation 
der Deutschen Wehrmacht am 8. 
Mai 1945 Akte der »Befreiung«. 


Solch Belehrungen werden wir 
auch in diesem Jahr zum 65. Jah- 
restag erdulden müssen. 


Die Bundesrepublik ist ein Staat, 
der sich in seiner geistigen Ver- 
fassung schon früh von den Deut- 
schen abgewandt hat. Millionen 
deutscher Opfer galten von Anfang 
an als Tote zweiter Klasse. Echte 
Trauerarbeit hat es nie gegeben. 
Statt die Toten zu beweinen, hat 
man uns gelehrt, die Trauer zu 


L selbe [Leser 


verdrängen, die Zähne zusam- 
menzubeißen und lächelnd so zu 
tun, als wären wir selber schuld 
am Bombenholocaust, am Unter- 
gang der Gustloff, am Massaker in 
Marienburg, am Soldatentod auf 
den Rheinwiesen und und und. 


Aus Sicht der herrschenden Um- 
erzieher wäre eine Trauer über 
diese Ereignisse und Opfer tat- 
sächlich gefährlich: Wenn unser 
Volk anfangen würde, seine ver- 
schwiegenen Toten zu beklagen, 
würde es eines Tages 
auch nicht mehr bereit 
sein, über andere ver- 
schwiegene Wahrheiten 
zu schweigen. 


Das ist der Grund, wa- 
rum Trauerfeiern und Ge- 
denkstunden tausender 
älterer und zunehmend 
junger Deutscher wie in 
Dresden oder zum 8. Mai 
mit aller Macht verboten, 


GAHZ er ival: 


»Eine Nation weint, eine Nation in Trauer vereint.« 


verhindert oder kriminalisiert wer- 
den. 


Das ist der Grund, warum wir an 
solchen Tagen im Fernsehen mit 
Filmen und Doku-Seifenopern 
überschwemmt werden, die ver- 
hindern sollen, daß wir weinen 
und den Mund öffnen. 


Schalten wir also die Glotze ab 
und wandern wir zu den wenigen 
Denkmälern, die es trotz Schmier- 
aktionen und Abbruch in Deutsch- 
land noch gibt! 
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Motiv als Aufkleber erhältlich 
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Ein Volk in Tränen. So lasen wir es in den Tagen des Flugzeugunglücks 
und der Staatstrauer um den Tod des polnischen Staatspräsidenten Lech 
Kaczynski, seiner Frau und der hochrangigen Begleiter in allen Zeitun- 
gen. Eine Nation, ein Volk trauert. 


Man kann den Polen vieles nachsagen und sie ob ihres historischen Grö- 
ßenwahns und ihrer Untaten kritisieren. Eines aber muß man achten: daß 
sie als Nation zusammenstehen. 


So makaber es ist, aber unwillkürlich und zwangsläufig drängt sich man- 
chen nachdenklichen Deutschen die Frage auf, was wohl geschehen wür- 
de, wenn ... 


Ein Flugzeug mit den bundesdeutschen Staats-, Armee- und Kirchenspit- 
zen würde abstürzen. Wie würde das die Menschen bewegen? Eine Nation 
weint, ein Volk in Trauer vereint? Wäre das bei uns auch so? Welche 
innere Verbundenheit mit den Verunglückten würde sich außerhalb des 
Polit- und Medientrubels zeigen? Wie hoch ist die Achtung vor und das 
Mitgefühl für unsere Führungspersönlichkeiten in dieser Bundesrepublik, 
die nur noch eine »Bevölkerung« kennt und in der die Begriffe von Volk 
und Nation verpönt sind? 

Kein Mensch kann sich wünschen, daß sich solche Schicksalsschläge wie- 
derholen. Aber sie sollten manche Mitbürger zu dem Gedanken anregen, 
daß sich dann zeigen würde, ob wir noch eine Nation und ein Volk sind 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Januar 2010: 
Februar 2010: 


39,827 Millionen ” 
39,840 Millionen ” 


. Beschäftigte: 
27,539 Millionen " 
27,305 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Februar 2010: 3.643.381 ” 


März 2010: 3.567.944 ” 


soz.-versich.- 
Dezember 2009: 
Januar 2010: 


Leistungsempfänger: 
ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Februar 2010: 

März 2010: 


Offene Stellen: 
Februar 2010: 
März 2010: 


Staatsverschuldung: 
1.697.007.207.186 Euro ” 


8.166.750 ” 
8.161.718 ” 


480.217 ” 
503.394 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
4.481 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 


21.3.2010: 
19.4.2010: 


20.621 Euro ? 
20.758 Euro ? 


?) Bundesagentur für Arbeit, 19.4.2010 
2) Bund der Steuerzahler, 19.4.2010 
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Die Bankster vor Gericht! 


Das war unsere Forderung auf 
der Titelseite der UN 1/2010. 


Ein Anfang wird 
offenbar gemacht! 


Wegen der Millionenverluste 
durch Fehlspekulationen und 
Börsenwetten der \Westdeut- 
schen Landesbank (WestLB) 
mit öffentlichen Geldern wird die 
Staatsanwaltschaft Düsseldorf 
lt. dpa vom 14.4.2010 Anklage 
erheben. 


Insgesamt werde gegen 14 Be- 
schuldigte ermittelt, gegen meh- 
rere würde Anklage erhoben, die 
Verfahren gegen de übrigen sol- 
len gegen Geldbußen eingestellt 
werden. 


Die Staatsanwaltschaft siehtnach 
dreijährigen Ermittlungen den 
Verdacht der Untreue, der Markt- 
manipulation, der Verletzung des 
Aktienrechts und der Insider-Ge- 
schäfte als erhärtet an. 


Um millionenschwere Boni kas- 
sieren können, haben die Aktien- 


händler mehr als 600 Millionen 
Euro »verbraten«, für die der 
Steuerzahler aufkommen muß. 


Die Damen und Herren Politiker, 
die im Aufsichtsrat saßen und die 
Bankster gewähren ließen, wer- 
den aber wohl ungeschoren da- 
vonkommen. 


Razzia bei 
Sal. Oppenheim 


Ende März hatte die Staatsan- 
waltschaft Köln Verfahren wegen 
des Verdachts der Untreue gegen 
frühere Manager des Bankhau- 
ses eingeleitet, dazu wurden am 
15.4.2010 die Räume der Bank 
in Köln und Frankfurt am Main 
durchsucht. 


Die Ermittlungen sollen im Zu- 
sammenhang stehen mit Kre- 
diten, die möglicherweise ohne 
ausreichende Prüfung von Si- 
cherheiten vergeben wurden. 
Das Geldhaus war in eine finan- 
zielle Schieflage geraten und an 
die Deutsche Bank verkauft wor- 
den. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Uu Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uü Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


Telefon: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
monatlich I vierteljährlich 
halbjährlich jährlich 
einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


